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Christopher Hirsch

LNG-Terminal leitet Gas ein

Über das Lubminer Terminal für Flüssigerdgas (LNG)
ist am Montag erstmals Erdgas in das Gasnetz einge-
leitet worden. Nach vorläufigen Daten von Netzbetrei-
bern handelte es sich dabei zunächst um eine ver-
gleichsweise geringe Menge. Stephan Knabe von der
Deutschen Regas, die das Terminal betreibt, bestätig-
te die Einleitung. Im Rahmen des bisher genehmig-

ten Probetriebs dürften etwa 20 Prozent der eigent-
lich möglichen Menge eingespeist werden. Am Sams-
tag soll demUnternehmendie eigentliche Betriebsge-
nehmigungüberreichtwerden.Dazuwerdenu. a.Bun-
deskanzler Olaf Scholz (SPD) und Wirtschaftsminister
Robert Habeck (Grüne) erwartet.
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Klaus Stratmann

STROMVERSORGUNG

Koalition streitet über Atomkraft

FDP und Grüne werden sich nicht einig über eine mögliche Laufzeitverlängerung der drei verbliebe-
nen Kernkraftwerke. Dabei gerät die Stromversorgung schon heute an ihre Grenzen.
Die Antwort von Wirtschaftsminister Robert Habeck
(Grüne) auf die Frage, ob es eine Expertenkommission
zur Zukunft der Kernkraftwerke in Deutschland geben
werde, fiel klar und kurz aus: „Nein“, sagte der Grünen-
Politiker amSonntag in der ARD-Sendung „Bericht aus
Berlin“. Deutlicher hätte die Absage andie Adresse des
Koalitionspartners FDP kaum ausfallen können.

Seit Tagen streiten sich Grüne und Liberale in Sa-
chen Laufzeitverlängerung für die verbliebenen drei
Kernkraftwerke in Deutschland. Verkehrsminister Vol-
kerWissing (FDP) hatte den Stein in der ersten Januar-
woche ins Rollen gebracht: Er forderte, eine unabhän-
gige Expertenkommission über eine weitere Laufzeit-
verlängerung der drei AKWs entscheiden zu lassen.

Wissing erhielt in den vergangenen Tagen Unterstüt-
zung ausder ganzenPartei, auch von FDP-Chef Christi-
an Lindner. Und noch amMontag legten FDP-Politiker
wie Michael Kruse, energiepolitischer Sprecher der
Bundestagsfraktion, nach: Es sei „dringendanderZeit,
die Ausstiegsreihenfolge in Deutschland neu zu disku-
tieren“, sagte er. Die Kernkraft könne als Übergangs-
technologie kurzfristig helfen, den CO2-Ausstoß dras-
tisch zu reduzieren. „Das Jahr 2023 könnte damit zum
politischen Erfolgsjahr für die deutschen Ambitionen
beim Klimaschutz werden. Für eine sachgeleitete Ent-
scheidung braucht es deshalb die vorgeschlagene Ex-
pertenkommission zur Energieversorgung“, sagte Kru-
se.

Dauerstreitthema der Ampel

In der vergangenen Woche hatte der Thinktank Ago-
ra Energiewende vorläufige Zahlen zur deutschen
CO2-Bilanz vorgelegt. Demnach verfehlteDeutschland
seine Ziele 2022 trotz gesunkenen Energieverbrauchs.
Als einer der Hauptgründe wird der verstärkte Einsatz
von Kohlekraftwerken genannt. Die Debatte um die
Atomkraft wird damit zum Dauerstreitthema der Am-
pelkoalition.

Noch im Oktober hatte es für einen Moment so aus-
gesehen, als sei der Streit beigelegt. Kanzler Olaf
Scholz (SPD) hatte von seiner Richtlinienkompetenz
Gebrauch gemacht und Habeck kurzerhand angewie-
sen, alle drei verbliebenen Atomkraftwerke – die Mei-
ler Isar 2, Neckarwestheim 2 und Emsland – bis zum
15. April 2023 weiterlaufen zu lassen.

Habecks Plan war ein anderer gewesen. Er hatte ei-
ne Lösung durchsetzen wollen, die viele Akteure über-
rascht hatte, auch die Betreiber der Atomkraftwerke
selbst: Zwei der drei Meiler, nämlich die im Süden
Deutschlands gelegenen Anlagen Isar 2 und Neckar-
westheim 2, sollten im ersten Quartal 2023 noch im
Standby-Modus zur Verfügung stehen und im Notfall
eingeschaltet werden. Die Anlage in Emsland sollte
am 31. Dezember außer Betrieb gehen. Doch Scholz
hielt das für zu unsicher.

Für die Grünen ist der Weiterbetrieb bis zum 15. April
eine politische Zumutung. Ein endgültiges Aus für die
Atomkraft hat für die Partei hohen Stellenwert. Beson-
ders die Parteibasis tat sich schwer damit, alle drei
Meiler bis ins Frühjahr hinein laufen zu lassen.

Doch jenseits der Kämpfe um energiepolitische Sym-
bole gibt es eine energiewirtschaftliche Dimensi-
on: Ist das Stromversorgungssystem auch ohne die
drei Atomkraftwerke robust genug? Dabei richten die
Experten ihre Blicke insbesondere auf den Winter
2023/2024. Der aktuelle Winter begann unter deut-
lich günstigeren Vorzeichen, bis in den August hinein
strömte noch russisches Gas nach Deutschland. Das
machte es nicht nur vergleichsweise leicht, die Gas-
speicher zu füllen, sondern auch, die Gaskraftwerke
zu versorgen. Für den nächsten Winter jedoch besteht
dieseOptionnichtmehr. Esmuss alleswie amSchnür-
chen laufen, wenn die Speicher gefüllt werden sollen.
Insbesondere müssen noch mehrere LNG-Terminals
in Betrieb gehen.
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Allerdings war es auch in diesemWinter bereits brenz-
lig. Das belegen Zahlen der Datenplattform „Smard“
der Bundesnetzagentur. Demnach sank am Nachmit-
tagdes 16. Dezember des vergangenenJahresder Bei-
trag vonWindundSonne zurDeckungder Stromnach-
fragebis unter zweiGigawatt (GW).Hinzu kamennoch-
mals etwa zwei GWausBiomasse undWasserkraft. Die
Stromnachfrage bewegte sich an diesem Nachmittag
zwischen 60 und 70 GW.

Mit anderen Worten: Der bei Weitem größte Anteil der
NachfragemussteüberKohle-, Gas- undKernkraftwer-
ke gedeckt werden. Die Strompreise erreichten Werte
von 560 Euro je Megawattstunde, angesichts von Gas-
preisen in Höhe von 140 Euro je Megawattstunde war
die Stromerzeugung aus Gas also sehr lukrativ.

Trotz der Gasmangellage waren deshalb über 19 GW
Gaskraft in Betrieb – ein historischer Höchstwert, der
allerdings dem politischen Ziel, die Gasvorräte zu
schonen, zuwiderläuft. Obgleich der Verbrauch noch
deutlich unter den Höchstwerten des Jahres 2022 lag,
waren teilweiseüber fünfGWanStrom-Nettoimporten
erforderlich, um die Nachfrage zu decken – mehr als
die aktuell noch am Netz befindliche Leistung aus

Kernkraft. Sie beläuft sich auf knapp vier GW.

Christof Bauer, Energieexperte der TU Darmstadt, be-
wertet das als Alarmsignal und hält es daher für falsch,
Atomkraftwerke aus dem System zu nehmen. „Zum
ersten Mal haben wir am konkreten Ereignis gesehen,
dass Deutschland bereits heute auf zuverlässige Liefe-
rungen aus demAusland angewiesen ist – selbstwenn
die Kälte noch relativmaßvoll und der industrielle Ver-
brauch aufgrund der Energiepreiskrise niedriger als
normal ausfällt“, sagte Bauer, der auch dem Energie-
ausschuss des Bundesverbands der Deutschen Indus-
trie (BDI) angehört.

Dass das Ausland immer in diesemoder sogar in noch
größerem Umfang aushelfen könne, sei keineswegs
sicher. Es dürfe daher „kein einziges Kraftwerk mehr
aus dem Markt genommen werden, ohne vorher für
entsprechenden Ersatz durch anderweitige gesicher-
te Leistung zu sorgen“, sagte Bauer.

ZITATE FAKTENMEINUNGEN

560 Euro je Megawattstunde erreichten die
Strompreise in diesem Winter. - Quelle: Bundes-
netzagentur

Bildunterschri t: Deutschland: Energiemix - Anteil der Erneuerbaren Energien, der Kernenergie und 
fossilen Energieträgern an der Nettostromerzeugung in Gigawatt 01.12.2022 bis 31.12.2022 (MAR / UMW / 
Grafik)

ZURÜCK ZUM INHALT 5



PRESSESPIEGEL EWN - ENTSORGUNGSWERK FÜR NUKLEARANLAGEN | 10.01.2023

EW
NSaale Zeitung | 10.01.2023 | S. 13

Auflage: 9.837 | Reichweite: 23.206

Günter Flegel

Suche nach Atom-Endlager beißt auf Granit

Heisses Eisen Der Landkreis Haßberge steht auf der Liste möglicher Gebiete, in denen der
radioaktive Müll aus der Kernkraftwerken verbuddelt werden könnte. Doch bevor die Suche
richtig beginnt, macht eine andere Art von „Kernenergie“ ihr einen Strich durch die Rech-
nung.

Kreis Haßberge - Nein, heute ist nicht der 1. April,
und es ist weder ein schlechter noch überhaupt ein
Scherz: Der Landkreis Haßberge steht auf der Liste der
Gebiete, in denen die Bundesgesellschaft für Endlage-
rung (BGE) nach einem Ort sucht, an dem der strah-
lende Abfall aus den Atomkraftwerken für alle Zeit ver-
schwinden soll. Genau genommen für mindestens ei-
ne Million Jahre.

Dass der „Zwischenbericht Teilgebiete“, den die BGE
Ende September 2020 veröffentlicht hat, im Landkreis
keinerlei Aufregung verursacht hat, liegt daran, dass
die Endlager-Suche faktisch auf den gesamten Frei-
staat nördlich der Donau ausgedehnt wurde. Mehr als
zwei Drittel der Fläche Bayerns, so das Landesamt für
Umwelt in Augsburg, ist in der ersten Phase der Suche
als potenziell geeignet eingestuftworden, bundesweit
ist es gut die Hälfte der Fläche.

Würfel mit 30 Meter langen Kanten

Geeignet sind im Grunde alle stabilen Gesteinsforma-
tionen unter der Erde, die geologisch nicht (mehr) ak-
tiv sind und es in absehbarer Zeit auch nicht sein wer-
den. Unter oder in ihnen sollen die rund 27.000 Kubik-
meter (ein Würfel mit 30 Metern Kantenlänge) hoch-
gradig radioaktiver Abfall aus den deutschen Kern-
kraftwerken – vorneweg die abgebrannten, aber noch
lange Zeit strahlenden Brennstäbe – für mindestens
eine Million Jahre sicher eingeschlossen werden.

Sicher heißt: „Ein Endlager für radioaktive Abfälle
muss in erster Linie gewährleisten, dass die Radionu-
klide nicht in einer schädlichen Dosis in die Umwelt
gelangen“, sagt Joachim Stahlmann, Leiter des Insti-
tuts für Geomechanik und Geotechnik an der Tech-
nischen Universität Braunschweig. Denn ewig dicht,
dass wissen er und andere Experten, bleibt kein wie
auch immer gestaltetes Grab für den Atommüll.

„Der Eintritt der radioaktiven Substanzen in die Um-
welt sollte dementsprechend erst dann erfolgen,
wenndieRadioaktivität ausreichendabgeklungen ist“,
erklärt Christoph Clauser, Professor für angewandte
Geophysik und geothermische Energie an der RWTH
Aachen University. Eine Million Jahre, so hat es der
Gesetzgeber vorgegeben, soll das Endlager die radio-
aktiven Substanzen so sicher wegschließen, dass für
Mensch und Umwelt keine Gefahr mehr von ihnen
ausgeht – wobei nicht die Strahlung alleine ein Risiko-
faktor. Plutonium etwa, das in einem Teil der Brenn-
stäbe enthalten ist, gilt als eine der giftigsten Substan-
zen auf diesem Planeten. Eine Million Jahre – das ist
im menschlichen Maßstab ein unfassbar langer Zeit-
raum, in geologischenDimensionenaber nur einWim-
pernschlag. Man muss nur gut 20.000 Jahre zurück-
gehen, dann blickt man auf eine völlig andere Land-
schaft: Von Berlin etwa wäre nur noch die Spitze des
Fernsehturms zu sehen, denn Norddeutschland war
während der letzten Kaltzeit von einemmehrere Hun-
dertMeter dickenEispanzer bedeckt. Einfrieren gehört
nicht zum Endlager-Konzept…

Die radioaktiven Stoffe dürfen nicht an die Luft gelan-
gen, und sie dürfen auch nicht mit dem (Grund-)Was-
ser in Kontakt kommen. Dafür sieht der Fahrplan der
jetzt laufenden Lager-Suche imGegensatz zu früheren
Optionen (Salzstock Gorleben) auch Gesteinsschich-
ten vor, die nicht wasserundurchlässig sind. Die Ab-
dichtung gegen Wassereinbrüche kann in einem End-
lager auch durch technische Maßnahmen sicherge-
stellt werden, heißt es bei der BGE. 2031, so war der
ursprüngliche Fahrplan, sollte die Standortsuche ab-
geschlossen sein und dann der Bau des Lagers begin-
nen. 2050 sollte das Endlager in Betrieb gehen und
der Transport der Castor-Behälter aus den Zwischen-
lagern in die „Endstation“ beginnen.

Der Zeitplan ist nicht zu halten
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Dieser Zeitplan, das verkündete die BGE Ende 2022,
lässt sich nicht einhalten. Das Bundesumweltministe-
rium geht davon aus, dass „in einem optimistischen
Szenario“ 2046 ein Standort gefunden sein könnte,
möglicherweise erst zehn Jahre später. Entsprechend
verschiebt sich die Einlagerung des Atommülls um
Jahrzehnte in die Zukunft. Zeitliche Vorgaben, soheißt
es aus Berlin, müssten sich der Sorgfalt unterordnen.

Für den Landkreis Haßberge dürfte der „Drops“ End-

lagersuche so oder so gelutscht sein. Seit Jahren er-
forscht das Geo-Zentrum Nordbayern eine Wärme-
anomalie im Untergrund. Dabei handelt es sich um
einen gigantischen Klotz aus Granit, der ungewöhn-
lich warm ist. Der „Haßfurter Granit“ nährt Hoffnun-
gen, eines Tages eine Quelle sauberer Energie anzap-
fen zu können, die aus dem Zerfall natürlicher radio-
aktiver Substanzen gespeist wird. Einmal Kernener-
gie reicht: Geologisch aktive Gebiete kommen für ein
Atom-Endlager nicht infrage.
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